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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie (9. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Oliver Krischer, Ute Koczy, 

Beate Walter-Rosenheimer, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 17/10845- 


Transparenz bei Steinkohleimporten 


A. Problem 

Schaffung der rechtlichen Grundlagen und Monitoringinstrumente für Transpa- 
renz und Offenlegung von Handelswegen der Steinkohle importierenden und 
verströmenden Unternehmen auf nationaler, europäischer und internationaler 
Ebene; Verpflichtung der steinkohlebeziehenden Unternehmen, Informationen 
zu sozialen, ökologischen und menschenrechtlichen Aspekten ihrer Geschäfts- 
tätigkeit zu veröffentlichen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 17/10845 abzulehnen. 


Berlin, den 30. Januar 2013 


Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Ernst Hinsken Andreas G. Lämmel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Andreas G. Lämmel 


I. Überweisung 

Der Antrag auf Drucksache 17/10845 wurde in der 201 . Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 25. Oktober 2012 an 
den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie zur Federfüh- 
rung sowie an den Auswärtigen Ausschuss, den Innenaus- 
schuss, den Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit, den Ausschuss für Menschenrechte 
und humanitäre Hilfe und den Ausschuss für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung zur Mitberatung über- 
wiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Nach dem Willen der Antragsteller soll die Bundesregierung 
aufgefordert werden, die rechtlichen Grundlagen zur Offen- 
legung der Handelswege der Steinkohle importierenden Un- 
ternehmen zu schaffen. Die Unternehmen müssten die Öf- 
fentlichkeit über die Herkunft der Kohle informieren. In den 
Exportländern seien immer wieder Stimmen über massive 
Umweltverschmutzungen und Menschenrechtsverletzungen 
zu hören. Zwar würden die Importuntemehmen auf die Ver- 
pflichtung ihrer Lieferanten auf Einhaltung ökologischer, so- 
zialer und arbeitsrechtlicher Kriterien hinweisen, aber die 
Realität sehe oft anders aus. Aus vielen Steinkohleexport- 
nationen kämen immer wieder Meldungen, wonach der Kohle- 
abbau mit einer massiven Abholzung ökologisch wertvoller 
Waldgebiete und einer Belastung von Böden und Gewässern 
einhergehe sowie ganze Landstriche irreversibel zerstört 
würden. 

Wegen der Einzelheiten wird auf Drucksache 17/10845 ver- 
wiesen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Auswärtige Ausschuss hat den Antrag auf Drucksache 
17/10845 in seiner 73. Sitzung am 30. Januar 2013 beraten 
und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE 
LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dessen Ableh- 
nung. 

Der Innenausschuss hat den Antrag auf Dmcksache 17/10845 
in seiner 91. Sitzung am 30. Januar 2013 beraten und emp- 
fiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD dessen Ablehnung. 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Vcr- 
brauchcrschutz hat den Antrag auf Drucksache 17/10845 in 
seiner 85. Sitzung am 30. Januar 2013 beraten und empfiehlt 


mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD dessen Ablehnung. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Rcaktor- 
sicherheit hat den Antrag auf Drucksache 17/10845 in sei- 
ner 88. Sitzung am 30. Januar 2013 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ge- 
gen die Stimmen der Fraktionen SPD, DIE LINKE, und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dessen Ablehnung. 

Der Ausschuss für Mcnschcnrcchtc und humanitäre Hilfe 

hat den Antrag auf Drucksache 17/10845 in seiner 76. Sit- 
zung am 30. Januar 2013 beraten und empfiehlt mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN dessen Ablehnung. 

Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung hat den Antrag auf Drucksache 17/10845 in 
seiner 72. Sitzung am 30. Januar 2013 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ge- 
gen die Stimmen der Fraktionen SPD, DIE LINKE, und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dessen Ablehnung. 

IV. Petitionen 

Dem Ausschuss lag eine Petition zur Drucksache 17/10845 
vor, zu der der Petitionsausschuss eine Stellungnahme nach 
§ 109 Absatz 1 Satz 2 GO-BT angefordert hat. 

Der Petent fordert, dass der Import von Steinkohle durch 
deutsche Unternehmen nur möglich sein soll, wenn die im- 
portierenden und verströmenden Unternehmen die Liefe- 
ranten und Handelswege verpflichtend offenlegen und nach- 
weisen, ob und wie sie geprüft haben, ob der Abbau der 
importierten Steinkohle zu Menschenrechtsverletzungen 
und Umweltzerstörung in den Abbauregionen beiträgt. 

Dem Anliegen des Petenten wurde mit der Ablehnung des 
Antrags auf Drucksache 17/10845 nicht entsprochen. 

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
federführenden Aussehuss 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den An- 
trag auf Drucksache 17/10845 in seiner 91. Sitzung am 
30. Januar 2013 abschließend beraten. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie beschloss 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und 
BÜNDIS 90/DIE GRÜNEN, dem Deutschen Bundestag die 
Ablehnung des Antrags auf Drucksache 17/10845 zu emp- 
fehlen. 


Berlin, den 30. Januar 2013 

Andreas G. Lämmel 

Berichterstatter 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon {02 21 ) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 


